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Markt Eisenheim

Bekanntmachung

Planfeststellungsverfahren gemäß Art. 36 ff. des Bayerischen Straßen- und
Wegegesetzes (BayStrWG) i.V.m. Art. 72 ff. des Bayerischen
Verwaltungsverfahrensgesetzes (BayVwVfG) für die Staatsstraße St 2260 Kürnach -
Volkach, Ortsumgehung Prosselsheim und Verlegung östlich Prosselsheim (Abschnitt
180, Station 0,670 bis Abschnitt 260, Station 0,155)

Für das o.a. Straßenbauvorhaben hat das Staatliche Bauamt Würzburg, Weißenburgstraße 6,
97082 Würzburg, bei der Regierung von Unterfranken die Durchführung eines
Planfeststellungsverfahrens beantragt.

Geplant ist, die St 2260 im Süden an Prosselsheim vorbeizuführen und die Ortschaft über
einen Anschluss West und einen Anschluss Süd anzubinden. Die verlegte Staatsstraße soll
südlich der Bahngleise (Mainschleifenbahn) verlaufen und bindet im Bereich der bestehenden
Kreuzung mit der Kreisstraße KT 30 aus Escherndorf an. Die Kreisstraße WU 4 aus Richtung
Untereisenheim quert zukünftig die Mainschleifenbahn mit einem beschrankten
Bahnübergang und bindet anschließend an die verlegte Staatsstraße an. Durch die geplante
Trassenverlegung östlich von Prosselsheim können die beiden vorhandenen Bahnübergänge
entfallen. Zudem sollen große Teile der bestehenden Staatsstraße ganz bzw. teilweise
zurückgebaut werden. Mit dem geplanten landwirtschaftlichen Ersatzwegenetz soll unter
anderem auch ein zu der geplanten Trasse weitgehend parallel geführter Radweg entstehen.

Für das Bauvorhaben einschließlich der landschaftspflegerischen
Kompensationsmaßnahmen werden Grundstücke in den Gemarkungen Prosselsheim
(Gemeinde Prosselsheim), Untereisenheim (Markt Eisenheim) und Escherndorf (Stadt
Volkach) beansprucht.

Die Beteiligung der Öffentlichkeit erfolgt durch Veröffentlichung der Planunteriagen im Internet
(Art. 38 Abs. 7 Satz 1 BayStrWG i.V.m. Art. 73 Abs. 3 Satz 1 BayVwVfG). Die Planunterlagen
(Zeichnungen und Erläuterungen, die das Vorhaben, seinen Anlass und die von dem Vorhaben
betroffenen Grundstücke und Anlagen des Vorhabens erkennen lassen) stehen in der Zeit vom
17.04.2023 bis einschließlich 16.05.2023 auf der Internetseite der Regierung von Unterfranken
unter http://www.regierung.unterfranken.bayern.de unter der Rubrik „Service" >
„Straßenrechtliche Planfeststellungen" > „Aktuell laufende Verfahren" > „Staatsstraße St 2260
(Kürnach - Volkach): Ortsumgehung Prosselsheim und Verlegung östlich Prosselsheim" zur
Verfügung

(https://www.rec3ieruna.unterfranken.baYern.de/service/planfeststelluna/aktuelle verfahren/
index.html).



Die Planunterlagen liegen in gedruckter Form als zusätzliches Informationsangebot (Art. 38 Abs.
7 Satz 2 BayStrWG i.V.m. Art. 73 Abs. 3 Satz 1 BayVwVfG) zur allgemeinen Einsicht aus bei

Verwaltungsgemeinschaft Estenfeld
Untere Ritterstraße 6
97230 Estenfeld
Zi. Nr. 14 (Bauamt)

in der Zeit (von - bis)

vom 17.04.2023 bis einschließlich 16.05.2023

während der Dienststunden (von - bis)
Mo-Fr. 08:00 Uhr-12:00 Uhr
Die: 14:00 Uhr-18:00 Uhr
Do: 14:00 Uhr-16:30 Uhr

1. Bis zwei Wochen nach Ablauf der Auslegungsfrist, das ist bis einschließlich

30.05.2023,

kann jeder, dessen Belange durch das Vorhaben berührt werden, gegen den Plan
Einwendungen erheben (Art 73 Abs. 4 Satz 1 BayVwVfG).

Vereinigungen, die auf Grund einer Anerkennung nach anderen Rechtsvorschriften befugt
sind, Rechtsbehelfe nach der Verwaltungsgerichtsordnung gegen die Entscheidung nach
Art. 74 BayVwVfG einzulegen, können bis zum Ablauf der vorgenannten Frist zu dem
Vorhaben Stellung nehmen (Art. 73 Abs. 4 Satz 5 BayVwVfG).

Die Einwendungen und Stellungnahmen sind schriftlich oder zur Niederschrift bei

Verwaltungsgemeinschaft Estenfeld
Untere Ritterstraße 6
97230 Estenfeld
Zi.Nr.14(Bauamt)

oder bei der Anhörungsbehörde

Regierung von Unterfranken, Peterplatz 9, 97070 Würzburg

zu erheben bzw. abzugeben.

Die Schriftform kann durch die elektronische Form ersetzt werden. In diesem Fall ist das
elektronische Dokument mit einer qualifizierten elektronischen Signatur zu versehen und
unter der Adresse post@vgem-estenfeld.bayern.de oder poststelle@.reg-ufr.bayern.de
vorzubringen. Im Übrigen sind Einwendungen und Äußerungen, die elektronisch
übermittelt werden (z. B. E-Mail ohne qualifizierte elektronische Signatur), unzulässig.



Die Einwendungen bzw. Stellungnahmen müssen den geltend gemachten Belang und das
Maß der Beeinträchtigung erkennen lassen.

Bei Einwendungen, die von mehr als 50 Personen auf Unterschriftslisten unterzeichnet
oder in Form vervielfältigter gleichlautender Texte eingereicht werden (gleichförmige
Einwendungen), ist ein Unterzeichner mit Namen, Beruf und Anschrift als Vertreter der
übrigen Unterzeichner für das Verfahren zu bezeichnen, soweit er nicht von ihnen als
Bevollmächtigter bestellt worden ist. Diese Angaben müssen deutlich sichtbar auf jeder
mit einer Unterschrift versehenen Seite enthalten sein. Vertreter kann nur eine natürliche
Person sein. Andernfalls können diese Einwendungen unberücksichtigt bleiben.

2. Nach Ablauf der Einwendungsfrist, also mit Ablauf des 30.05.2023, sind alle
Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen
(Art. 73 Abs. 4 Satz 3 BayVwVfG). Dies gilt auch für Einwendungen und Stellungnahmen
der Vereinigungen (Art. 73 Abs. 4 Satz 6 BayVwVfG).

3. Diese ortsübliche Bekanntmachung dient auch der Benachrichtigung der Vereinigungen, die
auf Grund einer Anerkennung nach anderen Rechtsvorschriften befugt sind, Rechtsbehelfe
nach der Verwaltungsgerichtsordnung gegen einen Planfeststellungsbeschluss (Art. 74
BayVwVfG) einzulegen, von der Auslegung des Plans (Art:. 73 Abs. 4 Satz 5).

4. Die Regierung von Unterfranken kann auf eine Erörterung der rechtzeitig erhobenen
Stellungnahmen und Einwendungen verzichten (Art. 38 Abs. 4 Satz 1 BayStrWG).

Findet ein Erörterungstermin statt, wird er mindestens eine Woche vorher ortsüblich
bekannt gemacht werden. Ferner werden diejenigen, die fristgerecht Einwendungen
erhoben haben - bei gleichförmigen Einwendungen, deren Vertreter oder
Bevollmächtigte - sowie die Vereinigungen, die fristgerecht Stellung genommen haben,
von dem Erörterungstermin gesondert benachrichtigt. Sind mehr als 50
Benachrichtigungen vorzunehmen, so können sie durch öffentliche Bekanntmachung
ersetzt werden.

Die Vertretung durch einen Bevollmächtigten ist möglich. Die Bevollmächtigung ist auf
Verlangen der Regierung von Unterfranken durch eine schriftliche Vollmacht
nachzuweisen, die zu den Akten der Regierung von Unterfranken zu geben ist.

Bei Ausbleiben eines Beteiligten im Erörterungstermin kann auch ohne ihn verhandelt
werden. Das Anhörungsverfahren ist mit Abschluss des Erörterungstermins beendet.

Der Erörterungstermin ist nicht öffentlich.

5. Durch Einsichtnahme in die ausgelegten Planunterlagen, durch Äußerungen oder
Erhebung von Einwendungen und durch Teilnahme am Erörterungstermin oder
Bestellung eines Veri:reters entstehende Aufwendungen können nicht erstattet werden.

6. Entschädigungsansprüche, soweit über sie nicht in der Planfeststetlung dem Grunde nach
zu entscheiden ist, werden in einem gesonderten Entschädigungsverfahren behandelt.



7. Über die Einwendungen und Stellungnahmen wird nach Abschluss des
Anhörungsverfahrens durch die Planfeststellungsbehörde entschieden. Die Zustellung
der Entscheidung (Planfeststellungsbeschluss) an die Einwender und diejenigen, die eine
Stellungnahme abgegeben haben, kann durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt
werden, wenn mehr als 50 Zustellungen vorzunehmen sind.

8. Von Beginn der Auslegung des Plans an treten die Anbaubeschränkungen nach Art. 27
i.V.m. Art. 23 bis 26 BayStrWG und die Veränderungssperre nach Art. 27b BayStrWG in
Kraft.

9. Es wird darauf hingewiesen, dass der Vorhabensträger nach Art. 36 Abs. 8 BayStrWG
die Möglichkeit hat, eine vorläufige Anordnung zu beantragen, in der vorbereitende
Maßnahmen oder Teilmaßnahmen zum Bau oder zur Änderung festgesetzt werden.

10. Hinweis zur Datenschutz-Grundverordnung:

Aufgrund der EU-Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) wird darauf hingewiesen,
dass im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung im o.g. Planfeststellungsverfahren die
erhobenen Einwendungen bzw. abgegebenen Äußerungen/Stellungnahmen
einschließlich der darin mitgeteilten personenbezogenen Daten ausschließlich für das
Planfeststellungsverfahren von derAnhörungs- und Planfeststeltungsbehörde (Regierung
von Unterfranken, Peterplatz 9, 97070 Würzburg) erhoben, gespeichert und verarbeitet
werden. Die persönlichen Daten werden benötigt, um die Betroffenheit beurteilen zu
können. Sie werden so lange gespeichert, wie dies unter Beachtung der gesetzlichen
Aufbewahrungsfristen für die Aufgabenerfüllung erforderlich ist. Die Daten können an den
Vorhabensträger und seine mitarbeitenden Büros zur Auswertung der Einwendungen und
Stellungnahmen weitergegeben werden. Insoweit handelt es sich um eine erforderliche
und somit rechtmäßige Verarbeitung aufgrund einer rechtlichen Verpflichtung gem. Art. 6
Abs. 1 Satz 1 Buchst. c DSGVO. Weitere Informationen finden Sie unter
httDS://www.reaierung.unterfranken.bavern.de/meta/datenschutz/index.html und
https://www.reaieruna.unterfranken.bayern.de/mam/service/hinweise nach der datensc
hytzflrundverordnun.q im zusammenhana mit antragsformularen.pdf.

Estenfeld, 09.03.2023

Christian Holzinger
1. Bürgermeister Markt
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